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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

Bundesrat Tschudi zeigte sich einer Abänderung des Gewässerschutzgesetzes nicht
abgeneigt, warnte aber das Parlament vor einer umfänglicheren Revision, um nicht
durch die Eröffnung von Aussichten auf höhere Subventionen eine Verzögerung der
eingeleiteten Arbeiten zu bewirken; er verwies auf die sehr weitherzige Interpretation
des Ausdrucks «ausnahmsweise» durch die geltenden Ausführungsbestimmungen, die
auch Gemeinden mit mittlerer Finanzkraft Bundesbeiträge zukommen lässt. Für
finanzschwache Kantone sagte er eine Überprüfung der Subventionsbedingungen zu;
den gewünschten Bericht stellte er in Aussicht. An der Konferenz über Landesplanung
vom Oktober unterstrich der Chef des EDI die Rolle der Planung im Gewässerschutz.
Einerseits sprach er sich für einen einheitlichen, die ganze Schweiz umfassenden
Gewässerschutzplan aus, anderseits erklärte er eine Regelung der Überbauung des
offenen Landes zur Voraussetzung für eine finanziell tragbare Durchführung; zugleich
betonte er aber, dass der Bau der erforderlichen Anlagen Sache der Gemeinden oder
ihrer Verbände sei. Das EDI beteiligte sich an der Aufgabe u. a. dadurch, dass es
Richtlinien über die Beschaffenheit abzuleitender Abwässer veröffentlichte,
gesetzliche Bestimmungen über synthetische Reinigungsmittel vorbereiten liess und
nach Konsultation der Kantonsbehörden die Ausarbeitung von Aufklärungsschriften für
die Schulen veranlasste. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.1966
PETER GILG

Der Ruf nach entschiedeneren Massnahmen zum Schutz und zur Sanierung der
Gewässer erhielt einen besonderen proklamatorischen Rückhalt in einer Wasser-
Charta des Europarates, in der eine sorgfältige Verwendung des Wassers,
wissenschaftliche Forschung, staatliche Ordnung und Planung sowie internationale
Zusammenarbeit verlangt wird und die am 6. Mai in Strassburg verkündet wurde. Das
Jahr verging jedoch, ohne dass der Bundesrat mit einer neuen Gesetzesvorlage an die
Öffentlichkeit trat. In der Expertenkommission, die mit der Vorbereitung eines Entwurfs
beauftragt war, schlug der in der chemischen Industrie tätige ehemalige Direktor der
Eidg. Finanzverwaltung, V. H. Umbricht, ein Finanzierungssystem vor, durch das eine
massive Erhöhung der Bundessubventionen vermieden werden sollte: In Anlehnung an
frühere Anregungen empfahl er die Errichtung einer Landeszentrale für die
Finanzierung von Gewässerschutzmassnahmen, an welcher Kantonalbanken oder
Kantone beteiligt wären und die auf dem Anleihenswege beschafftes Kapital den
Gemeinden zu günstigen Bedingungen vermitteln würde. Die Mitwirkung des Bundes
sollte nur in einer Ausfallgarantie für die Zentrale und in Zuschüssen für eine abgestufte
Zinsverbilligung je nach Finanzkraft der Empfänger bestehen. Der Vorschlag, der durch
seine Veröffentlichung ein breiteres Echo fand, blieb aber nicht unbestritten; die
Bankiervereinigung lehnte in einer Eingabe die Schaffung einer besonderen Institution
ab und beanspruchte eine allfällige Staatsgarantie für Gewässerschutzkredite der
Banken. Als weitere Anliegen für eine Gesetzesrevision nannte der Direktor des Eidg.
Amtes für Gewässerschutz, F. Baldinger, ein allgemeines Verbot für die Ableitung
ungereinigter Abwasser, eine Abklärung der Haftbarkeit sowie eine Verschärfung und
Präzisierung der Strafbestimmungen. Vor allem zur Vermeidung von Grund- und
Oberflächenwasserverschmutzungen durch Erdölprodukte infolge von Unfällen bei
Strassentransporten erliess das EDI Richtlinien für Gewässerschutzmassnahmen beim
Strassenbau. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.05.1968
PETER GILG

Bedeutsam war die Verabschiedung der vom Bundesrat 1970 vorgeschlagenen
Totalrevision des Gewässerschutzgesetzes durch das Parlament. Gegenüber den zu
wenig wirksamen Bestimmungen des früheren Gesetzes wurde eine wesentliche
Verschärfung erzielt. Jedermann ist nun verpflichtet, alle Sorgfalt anzuwenden, um
Gewässerverunreinigungen zu vermeiden. Es sind scharfe Strafen vorgesehen. Den
Kantonen wird eine zehnjährige Frist auferlegt, um alle Einleitungen und
Versickerungen den Erfordernissen des Gewässerschutzes anzupassen. Der Bund
beaufsichtigt und koordiniert die Massnahmen. Er kann auf Kosten von säumigen
Kantonen, Gemeinden oder anderen Pflichtigen selbst Massnahmen treffen. Dafür
werden die Bundessubventionen erhöht. Sie betragen mindestens 15 Prozent und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1971
ULRICH KLÖTI
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höchstens 50 Prozent für Abwasseranlagen und 40 Prozent für
Abfallbeseitigungsanlagen und andere Gewässerschutzmassnahmen (z. B.
Algenmähmaschinen). Ein weiterer Zuschlag von 5 Prozent sowie Sonderbeiträge für
schwerbelastete Gemeinden sind möglich. Ausserhalb der in generellen
Kanalisationsprojekten abgegrenzten Gebiete dürfen nur noch ausnahmsweise
Baubewilligungen erteilt werden. Damit soll auch von der Gewässerschutzgesetzgebung
her der Zersiedelung ein Riegel geschoben werden. Der Bundesrat kann im weitern
Herstellung, Einfuhr und Inverkehrbringen von Stoffen verbieten, die nachteilige
Auswirkungen auf die Gewässer haben. Man denkt dabei an Phosphate und Kunststoffe.
Der Bau von Tankanlagen wird bewilligungspflichtig, ihre Überwachung verschärft. Die
Kantone haben schliesslich um bestehende Grundwasserfassungen herum Schutzzonen
anzulegen und zudem Areale festzulegen, in denen keine Arbeiten ausgeführt werden
dürfen, welche künftige Wasseranlagen beeinträchtigen könnten. Alle diese
verschärfenden Bestimmungen, die im wesentlichen schon auf einen 1969 vorgelegten
Vorentwurf zurückgingen und die häufig technisch komplexe Einzelheiten einschlossen,
gaben in den eidgenössischen Räten zu langwierigen Detailberatungen Anlass. In der
Kommission des Nationalrates wurden zum Beispiel nicht weniger als 120
Abänderungsanträge gestellt. Am heftigsten umstritten war die Frage der Haftpflicht.
Der Bundesrat hatte eine umfassende Kausalhaftung vorgesehen. Der Ständerat schloss
sich dieser Lösung in der ersten Lesung im Frühjahr an. Der Nationalrat schränkte im
Juni die Kausalhaftung auf Betriebe ein, verschärfte sie aber insofern, als er einem
Betrieb, der als Verursacher einer Verschmutzung vermutet wird, die Leistung des
Entlastungsbeweises auferlegte. Der Ständerat kehrte schliesslich im Herbst wieder zur
ursprünglichen strengen Fassung des für jedermann geltenden Verursacherprinzips
zurück, wobei er die Umkehrung der Beweislast beibehielt. Die scharfen Bestimmungen
des neuen Gewässerschutzgesetzes erlaubten es, die Standesinitiative des Kantons
Neuenburg abzuschreiben. Die Volksinitiative für den Schutz der Gewässer, die von den
Räten zur Ablehnung empfohlen worden war, wurde erst nach einigem Zögern
zurückgezogen. 3

An einer Konferenz der Rheinanliegerstaaten im Haag verpflichtete sich die Schweiz,
sich an den Kosten von Massnahmen zu beteiligen, welche die Verschmutzung des
Rheins durch Abfälle der elsässischen Kaligruben eindämmen sollen. Mit Italien wurde
ein Abkommen über den Schutz der Grenzgewässer unterzeichnet, das nach dem
Beispiel der bereits mit den anderen Nachbarstaaten getroffenen Vereinbarungen die
Einsetzung einer zwischenstaatlichen Kommission vorsieht. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.11.1972
PETER GILG

Neuere Untersuchungen ermittelten eine konstante Zunahme des Phosphatgehalts
(Überdüngung) und einen Abbau des Sauerstoffs in einem Grossteil der
schweizerischen Seen. Die Forscher stellten fest, dass die Phosphate den Gewässern
nicht nur zugeführt werden, sondern sich in ihnen gewissermassen noch selbst
vermehren, so dass es in Zukunft nicht mehr genügen wird, die Zufuhr von solchen
Stoffen durch die Abwasserreinigung zu unterbinden. Die Fachleute betonten ferner,
dass mit den bisherigen Klärmethoden (mechanische und biologische Stufe) die nicht
von Lebewesen stammenden Verschmutzungsstoffe nicht ausgeschieden werden
können, was die Einführung neuer Verfahren (physikalisch-chemische Methode)
erfordere. Das Eidg. Amt für Umweltschutz unterbreitete den interessierten Kreisen
einen Verordungsentwurf zur Vernehmlassung, der Vorschriften darüber enthielt,
wieweit Abwässer bereits vor ihrer Zuleitung in eine öffentliche Kläranlage von gewissen
Stoffen befreit werden müssten. Zugleich lud das EDI die Kantone ein, bis zum Erlass
verbindlicher Bestimmungen alle Oberflächengewässer einer systematischen
qualitativen Überwachung zu unterziehen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1974
ERNST FRISCHKNECHT

Im Inland konnten weitere Abwasserreinigungsanlagen in Betrieb genommen werden,
darunter ein Werk für die Agglomeration Lugano. So erfreulich diese Fortschritte sind,
wird man doch in Zukunft nicht darum herumkommen, den Ursachen der
Gewässerverschmutzung vermehrt Beachtung zu schenken. Einen Anlauf dazu
unternahm der Bundesrat mit dem Erlass einer Verordnung über den erlaubten
Phosphatgehalt der Waschmittel, welcher allerdings nach Ansicht von
Umweltschutzkreisen nur die bisherige Praxis bestätigt. Einschränkendere Massnahmen
gegen die Phosphate will die Regierung erst ergreifen, wenn geeignete Ersatzprodukte
erprobt sind. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.1977
HANS HIRTER
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Die erwähnte internationale Dimension des Umweltschutzes kam unter anderem bei
den Bemühungen um die Reinhaltung des Wassers zum Ausdruck. Das im Vorjahr von
den sechs Rheinanliegerstaaten ausgehandelte Abkommen zum Schutz des Rheins vor
der Zuführung chemischer Stoffe und Salze wurde vom Parlament diskussionslos
gutgeheissen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.1977
HANS HIRTER

Dans le cadre des mesures d'assainissement des finances fédérales, les Chambres ont
adopté le projet du gouvernement de supprimer les subventions fédérales pour la
construction de stations d'épuration, tout en maintenant l'obligation de réaliser les
installations encore manquantes. A l'appui de cette décision fut notamment invoquée
l'application du principe du pollueur-payeur. Au Conseil des Etats, cela provoqua les
protestations de M. Flückiger (prd, JU) qui déclara que cela défavorisait les régions
périphériques non encore équipées. A ce sujet, La petite chambre a transmis une
motion de sa commission des finances prévoyant que les zones rurales peu peuplées ne
soient pas tenues de se raccorder à une station d'épuration, eu égard aux frais
disproportionnés que cela pourrait entraîner pour elles. Le Conseil national a
également transmis ce texte ainsi qu'une motion Schnider (pdc, LU) de même teneur.
Le Conseil fédéral a cependant considéré que ces textes pouvaient être considérés
sans objet, assurant que la loi prévoyait déjà des exceptions pour les zones
périphériques et qu'il était du ressort des cantons d'interpréter cette disposition de
façon satisfaisante pour ces régions. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.1994
SERGE TERRIBILINI

Eine im Berichtsjahr in die Vernehmlassung geschickte Änderung zum
Gewässerschutzgesetz will die Mikroverunreinigung durch Massnahmen bei zentralen
Abwasserreinigungsanlagen (ARA) reduzieren. Um die Mikroverunreinigung in
gereinigten Gewässern zu halbieren, müssten rund 100 Schweizer ARAs speziell
aufgerüstet werden, wozu rund 1,2 Mia. Franken benötigt würden. Zur Finanzierung der
Aufrüstung schlägt der Bundesrat eine von den Betreibern der ARA zu entrichtende
Abgabe vor, die sich an der Anzahl der an die Reinigungsanlage angeschlossenen
Einwohner bemisst. Die Vorlage wurde in Erfüllung einer im Vorjahr überwiesenen
UREK-Motion ausgearbeitet. Der Vernehmlassungsbericht lag im Berichtsjahr noch
nicht vor. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.04.2012
MARLÈNE GERBER

Um gegen die durch Medikamente, Hormone und Biozide verursachte und für Fische
und andere Wasserlebewesen äusserst schädliche Mikrovereinigung der Gewässer
vorzugehen, präsentierte der Bundesrat im Juni eine Botschaft zur Änderung des
Gewässerschutzgesetzes. Der auf eine im Jahr 2011 überwiesene Motion der UREK-SR
zurückgehende Gesetzesentwurf war im Vorjahr in die Vernehmlassung geschickt
worden. Um den Anteil von Mikroverunreinigungen im gesäuberten Abwasser zu
vermindern, sollen 100 Abwasserreinigungsanlagen (ARA) insbesondere in
dichtbesiedelten Regionen der Schweiz entsprechend aufgerüstet werden. Zur Deckung
von 75% der bei der Aufrüstung der Abwasserreinigungsanlagen anfallenden Kosten
soll mit der Gesetzesänderung eine zweckgebundene Spezialfinanzierung geschaffen
werden, mit welcher die Grundlage für eine von der gesamten Wohnbevölkerung der
Schweiz zu entrichtende Abwasserabgabe geschaffen wird. Diese soll der Bund bei den
ARA voraussichtlich bis zur Deckung der Aufrüstungskosten von ca. CHF 1,2 Mia. im Jahr
2040 erheben. Die Höhe der Abgabe, die sich an der Anzahl der an die ARA
angeschlossenen Personen orientiert, soll den Betrag von CHF 9 pro Jahr und
Einwohner nicht übersteigen. Die Ergebnisse der im Vorjahr durchgeführten
Vernehmlassung zeigten, dass 130 der insgesamt 147 eingegangenen Stellungnahmen die
Einführung einer gesamtschweizerischen Abwasserabgabe grundsätzlich begrüssten.
Unter den ablehnenden Stellungnehmenden befanden sich der Kanton Jura, die SVP
und die Industrieverbände. Verschiedene Vernehmlasser hatten zudem verlangt, die um
eine zusätzliche Klärstufe ausgebauten Abwasserreinigungsanlagen von der Einziehung
einer solchen Abgabe zu befreien, da diese durch den erfolgten Ausbau bereits höhere
Gesamtkosten tragen müssten. Diese Bestimmung wurde vom Bundesrat nach der
Vernehmlassung in die Botschaft aufgenommen. Dem Ständerat, der die Vorlage in der
Wintersession als Erstrat behandelte, lag ein Minderheitsantrag Imoberdorf (csp, VS)
vor, der zusätzlich zu Massnahmen zur Elimination von organischen Spurenstoffen auch
Massnahmen zur Nitrifikation subventionieren wollte. Damit sollte eine Benachteiligung
von 30 ARA in der Romandie verhindert werden, die während der in den 90er Jahren
durch den Bund erfolgte Subventionierung der Stickstoffbehandlung nicht
berücksichtigt wurden, weil sie gemäss dem damaligem Gewässerschutzgesetz gar nicht

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2013
MARLÈNE GERBER
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zur Nitrifikation verpflichtet gewesen waren. Bundesrätin Leuthard stellte sich gegen
diesen Antrag. Experten wie der Verband Schweizer Abwasser- und
Gewässerschutzfachleute (VSA) und das Wasserforschungsinstitut EAWAG seien der
Ansicht, dass Nitrifikation zur Eliminierung von Spurenstoffen nicht notwendig sei.
Weiter seien die während den 90er Jahren eingesetzten Subventionsgelder in einigen
Westschweizer Kantonen sogar überdurchschnittlich hoch ausgefallen und darüber
hinaus würden mit diesem Zusatz diejenigen ARA benachteiligt, welche sich damals
freiwillig und ohne Bundessubventionen zur Aufrüstung entschieden hätten. Der
Minderheitsantrag fand mit 15 zu 22 Stimmen keine Mehrheit und der Ständerat
überwies die unveränderte Botschaft an den Nationalrat, welcher im Berichtsjahr noch
keine Stellung dazu nahm. 10

Im Berichtsjahr beschloss das Parlament mit einer Änderung des
Gewässerschutzgesetzes (GSchG) die Aufrüstung von 100 Abwasserreinigungsanlagen
(ARA) zur Reduzierung der Mikroverunreinigung. Während sich der Ständerat bereits
2013 positiv zum Vorhaben geäussert hatte, stimmte der Nationalrat dem Anliegen im
Berichtsjahr zu - dies jedoch nicht ganz ohne Opposition. Eine aus SVP-Repräsentanten
bestehende Kommissionsminderheit verlangte Nichteintreten. Sie sah weder den
Handlungsbedarf für eine Aufrüstung gegeben - die Schweiz verfüge bereits über
hervorragendes Trinkwasser -, noch das Verursacherprinzip berücksichtigt, da die
anfallenden Kosten zur Sanierung eines Siebtels aller ARA über eine
gesamtschweizerische Abwasserabgabe finanziert werden solle. Mit Ausnahme der SVP
fand die Vorlage jedoch bei allen anderen Fraktionen Unterstützung. Die Höhe der
Abgabe (max. CHF 9 pro Einwohner und Jahr) sei vertretbar, lautete eines der
Hauptargumente der Befürworterseite, und der Bedarf für eine Nachrüstung sei
gegeben: Organische Mikroverunreinigungen, wie sie heute etwa durch Inhalte von
Medikamenten, Pflanzenschutzmitteln oder Körperpflegeprodukten entstehen, könnten
von den Anlagen nur ungenügend herausgefiltert werden, weswegen eine Aufrüstung
der zentralen ARA angebracht sei. Wie bereits im Ständerat fand sich auch im
Nationalrat eine weitere Kommissionsminderheit, welche auch die Elimination von
Stickstoff und die dazu benötigten Einrichtungen zur Nitrifikation finanziell
unterstützen wollte - ein Anliegen, welches alle grossen Fraktionen im Rat spaltete. Mit
111 zu 70 Stimmen folgte der Rat schliesslich der Kommissionsmehrheit. Somit gelangte
die Botschaft ohne Differenzbereinigung in die Schlussabstimmungen der beiden Räte,
wo sie in der Kantonskammer mit 39 zu 1 Stimmen bei zwei Enthaltungen und im
Nationalrat mit 137 zu 55 Stimmen bei drei Enthaltungen verabschiedet wurde. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.2014
MARLÈNE GERBER
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